
EU-Plastikabgabe für eine Stärkung  
der Kreislaufwirtschaft nutzen

Sehr geehrte Frau Bundesministerin, 

die Einführung der sogenannten Plastikabgabe auf europäischer Ebene im Januar 2021 bietet der  
Bundesregierung ein Gelegenheitsfenster, strukturelle Probleme der Kreislaufführung von Kunst­
stoffen in Deutschland zu adressieren. Wie im Umweltgutachten 2020 ausgeführt, stehen unseres 
Erachtens zwei Ziele im Vordergrund: 1.) die Reduzierung der eingesetzten Kunststoffmengen,  
2.) die kreislaufgerechte Gestaltung von Produkten.

Die Mitgliedstaaten zahlen ab Januar 2021 80 ct pro Kilogramm nicht recyceltem Kunststoffver­
packungsabfall an die Europäische Union. Diese Plastikabgabe ist auf europäischer Ebene als Finanz­
instrument für die EU geschaffen worden. Sie bedarf daher keiner Umsetzung in nationales Recht 
und ist primär kein ökologisches Steuerungsinstrument. Ihre Einführung sollte dennoch dazu genutzt 
werden, neue Lösungen für die Kunststoffproblematik auf den Weg zu bringen. Dieses Anliegen 
entspricht auch den Vorschlägen der Umweltministerkonferenz, dem European Green Deal und dem 
neuen Aktionsplan für die Kreislaufwirtschaft. Wir möchten Sie ausdrücklich unterstützen, mutige 
Schritte auf deutscher und europäischer Ebene zu gehen.

Der Sachverständigenrat empfiehlt daher dem Bundesumweltministerium:

	– Die Abfallvermeidung sollte gestärkt werden. Die beschlossenen Verbote für ausgewählte Ein­
wegprodukte aus Kunststoffen und der aktuelle Referentenentwurf für das Verpackungsgesetz 
gehen bereits in die richtige Richtung. Die in dem Entwurf vorgesehene Mehrwegpflicht für 
To-go-Verpackungen und die erweiterte Pfandpflicht sind erste Schritte. Weitere Möglichkeiten 
sind zum Beispiel, den Handel zu einem Mindestangebot an Mehrweglösungen zu verpflichten  
und Mehrwegangebote in den Bereichen Lebensmittel, Kosmetik und Putzmittel zu fördern.

	– 	Insbesondere mittelständische Unternehmen sollten bei der Umstellung auf kreislauffähige Pro­
dukte finanziell unterstützt werden, damit sie verstärkt innovative Lösungen in den Markt tragen 
können. 

	– Ein wichtiger Ansatz wäre, die Wettbewerbsfähigkeit von Rezyklaten gegenüber Primärrohstoffen 
zu steigern. Dies lässt sich durch den Abbau von Subventionen unterstützen: Die Energiesteuer­
befreiung für fossile Energieträger, die nicht als Heiz- oder Kraftstoffe dienen, sollte auslaufen. 
Eine zusätzliche Besteuerung von Primärrohstoffen für die Kunststofferzeugung ist in Betracht zu 
ziehen.
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	– Hindernisse für weitere Anwendungsgebiete für Rezyklate, zum Beispiel im Bereich der Produkt- 
Normung, sollten abgebaut werden.

	– 2021 wird § 21 Verpackungsgesetz bewertet und ggf. überarbeitet. Zukünftig sollten die Lizenz­
entgelte der dualen Systeme die Rezyklierbarkeit der verwendeten Materialien und die tatsächliche 
Verwendung von Rezyklaten stärker als bisher anreizen.

Für die europäische Ebene empfiehlt der SRU:

	– Die Bundesregierung sollte sich dafür einsetzen, dass die Produktregulierung konsequent an den 
Anforderungen der Rezyklierbarkeit ausgerichtet wird, zum Beispiel in der Initiative für nachhaltige 
Produkte und bei den Vorhaben zur Verringerung von Verpackungsabfällen. Um Verpackungen 
basierend auf objektiven Kriterien und einheitlichen Systemgrenzen ökologisch vergleichen zu 
können, wird eine gemeinsame Bewertungsgrundlage benötigt.

	– Die Bundesregierung sollte weitere Quoten für den Einsatz von Rezyklaten unterstützen. Dabei 
muss sichergestellt werden, dass ein zusätzlicher Rezyklateinsatz erreicht wird und es nicht zu 
einer schlichten Verlagerung bestehender Rezyklatströme kommt. Vorbild für weitere Quoten 
könnten die Regelungen zu Getränkeflaschen in der Einwegprodukterichtlinie sein. 

Kunststoffe weisen eine Reihe vorteilhafter Eigenschaften auf und erfüllen in Wirtschaft und Gesell­
schaft wichtige Aufgaben, beispielsweise für die Verpackung von Lebensmitteln und Medizinprodukten. 
Negative Effekte der Kunststoffnutzung wie Littering, Meeresverschmutzung und Mikroplastik in der 
Umwelt sind in der öffentlichen Diskussion bereits präsent. Mindestens ebenso problematisch sind die 
energieintensive Herstellung und die steigenden Mengen insbesondere kurzlebiger Kunststoffe, die zu 
einer ungünstigen Klimabilanz führen. Dazu tragen auch die geringe Rückführung in den Kreislauf und 
die Verbrennung nicht rezyklierter Kunststoffverpackungen bei. Das Erreichen der Klimaneutralität 
ist mit verschiedenen Herausforderungen verbunden: Die insgesamt genutzte Kunststoffmenge muss 
reduziert, die Kreislaufführung der Produkte ausgebaut und Schadstoffe müssen sicher ausgeschleust 
werden. Durch ein steigendes Angebot an hochwertigen Sekundärrohstoffen und eine damit ver­
bundene sichere Marktverfügbarkeit kann der Bedarf an Primärrohstoffen reduziert werden. Für die 
Nachfrage, die über das Sekundärrohstoffangebot hinausgeht, müssen langfristig neue Lösungen 
entwickelt werden.

Grundsätzlich ist die Gestaltung von Produkten der Schlüssel für Veränderungen. Es sollte deshalb 
europäisch geregelt werden, dass Kreislauffähigkeit, Produktnutzen und Verbraucherschutz als gleich­
wertige Anforderungen an Produktentwicklung und -gestaltung gelten. 

Gerne stehen wir Ihnen für einen weiteren inhaltlichen Austausch zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüßen

gez. Claudia Hornberg 
Vorsitzende des SRU
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Sachverständigenrat für Umweltfragen (SRU)

Der Sachverständigenrat für Umweltfragen (SRU) berät die Bundesregierung seit fast 50 Jahren 
in Fragen der Umweltpolitik. Die Zusammensetzung des Rates aus sieben Professorinnen und  
Professoren verschiedener Fachdisziplinen gewährleistet eine wissenschaftlich unabhängige und 
umfassende Begutachtung, sowohl aus naturwissenschaftlich-technischer als auch aus sozial­
wissenschaftlicher Perspektive. 

Prof. Dr. Claudia Hornberg (Vorsitzende)
Professorin für Umwelt und Gesundheit an der Fakultät für Gesundheitswissenschaften der  
Universität Bielefeld

Prof. Dr. Claudia Kemfert (stellvertretende Vorsitzende) 
Professorin für Energiewirtschaft und Energiepolitik an der Leuphana Universität Lüneburg  
und Leiterin der Abteilung Energie, Verkehr, Umwelt am Deutschen Institut für Wirtschafts­
forschung, Berlin

Prof. Dr.-Ing. Christina Dornack
Professorin für Abfall- und Kreislaufwirtschaft und Direktorin des gleichnamigen Instituts an der 
Technischen Universität Dresden

Prof. Dr. Wolfgang Köck 
Professor für Umweltrecht an der Juristenfakultät der Universität Leipzig und Leiter des Depart­
ments Umwelt- und Planungsrecht am Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung – UFZ

Prof. Dr. Wolfgang Lucht
Professor an der Humboldt-Universität zu Berlin und Leiter der Abteilung Erdsystemanalyse am 
Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung

Prof. Dr. Josef Settele 
Außerplanmäßiger Professor für Ökologie an der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg und 
stellvertretender Leiter des Departments Biozönoseforschung am Helmholtz-Zentrum für Umwelt­
forschung – UFZ

Prof. Dr. Annette Elisabeth Töller 
Professorin für Politikfeldanalyse und Umweltpolitik an der FernUniversität in Hagen
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